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An die Redaktion 

  

 Konstanz, 30.09.2013 
  

 
Pressemitteilung: „Lehmann fordert Neuverhandlung d es Staatsvertrags auf der Basis 

der Stuttgarter Erklärung in die Koalitionsverhandl ungen aufzunehmen!“ 

Aus einem Antwortschreiben des Bundeskanzleramts au f ein Schreiben des Konstanzer 

Landtagsabgeordneten Lehmann wird deutlich, dass di e Bundeskanzlerin – ebenso wie der 

bisherige Bundesverkehrsminister Ramsauer – keinen Bedarf für eine Neuverhandlung des 

Fluglärm-Staatsvertrags mit der Schweiz auf der Bas is des Stuttgarter Erklärung sieht. Leh-

mann hatte die Bundeskanzlerin bereits einen Monat vor der Bundestagswahl aufgefordert, 

eine klare Positionierung zum Fluglärm-Staatsvertra g zu beziehen. Erst am 23. September, ein 

Tag nach der Bundestagswahl, erhielt der Grüne Abge ordnete ein äußerst schmales und 

unbefriedigendes Antwortschreiben von Kanzleramtsmi nister Pofalla. Angesichts der 

anstehenden Koalitionsverhandlungen fordert Lehmann  nun, dieses Thema im Koalitionsver-

trag festzuschreiben. „Unabhängig von der Frage, wi e eine Regierung in Deutschland künftig 

aussehen wird, sollte eine Neuverhandlung des Flugl ärm-Staatsvertrages mit der Schweiz auf 

der Basis der Stuttgarter Erklärung in der Koalitio nsvereinbarung aufgenommen werden!“ 

Auch die verbindliche und versprochene Einbeziehung  der Region in das weitere Verfahren ist 

nach Ansicht Lehmanns zwingend erforderlich. 

„Nicht nur Bundesverkehrsminister Ramsauer, auch die Bundeskanzlerin Merkel nimmt es offensicht-

lich mit dem Versprechen an die betroffene Region, ihre Interessen bei der Verhandlung des Flug-

lärm-Staatsvertrages mit den Schweizer Nachbarn zu vertreten, nicht sonderlich ernst“, resümiert der 

Konstanzer Landtagsabgeordnete Siegfried Lehmann ein Antwortschreiben von Kanzleramtsminister 



 

Ronald Pofalla. Beschwichtigend heißt es in dem Schreiben vom Kanzleramt: „Nach der Unterzeich-

nung des in Rede stehenden Staatsvertrages gab es in Deutschland und der Schweiz unterschiedli-

che Schlussfolgerungen zu bestimmten flugrechtlichen Fragen.“ und es wird darauf hingewiesen, 

dass „Bundesverkehrsminister Ramsauer Nachverhandlungen mit der Schweiz zugesagt“ habe, „um 

die offenen Punkte möglichst präzise und eindeutig zu klären“. Dann wird in dem Schreiben aber 

lediglich auf andauernde „Gespräche mit der Schweiz“ verwiesen und erklärt: „Die Schweiz hat sich 

bereit erklärt, ein gemeinsames Verständnis der genannten flugbetrieblichen Fragen in völkerrechtlich 

verbindlicher Form niederzulegen.“ 

Eine wortgleiche Formulierung in einer Antwort des Bundesverkehrsministers auf eine Kleine Anfrage 

der Grünen Bundestagsfraktion führte im Juli diesen Jahres zu einer großen Verärgerung in Baden-

Württemberg, da hiermit ein Verzicht auf Neuverhandlung des Fluglärm-Staatsvertrages durch das 

Bundesverkehrsministerium angekündigt wurde. „Auch von Bürgerbeteiligung und Mitbestimmung der 

betroffenen Regionen ist hier plötzlich keine Rede mehr!“, kritisiert der Grüne Abgeordnete. 

Lehmann fordert daher nun die künftigen Regierungsfraktionen auf, den weiteren Umgang mit dem 

Thema in die Koalitionsverhandlungen einfließen zu lassen. „Sollte es wieder eine CDU-geführte 

Regierung geben, so fordere ich meinen Kollegen Andreas Jung auf, sich frühzeitig für die Interessen 

der Region stark zu machen. Ein Festschreiben des weiteren Verfahrens und ein Bekenntnis zur 

Stuttgarter Erklärung im Koalitionsvertrag kann verhindern, dass die Region ein weiteres Mal hinters 

Licht geführt wird!“ Damit verweist Lehmann auch auf die Weigerung der Bundeskanzlerin, sich 

bereits vor der Bundestagswahl hinsichtlich der Frage nach Neuverhandlungen zu positionieren. 

 


